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84. Bundesgesetz: Regelung der Vertretung des Bundespräsidenten.
85. Verordnung: Zweite Durchführungsverordnung zum Verbotsgesetz 1947.

8 4 . Bundesgesetz vom 22. April 1948,
womit die Vertretung des Bundespräsiden-
ten in Ausführung des Artikels 64 des Bun-
des-Verfassungsgesetzes in der Fassung von

1929 geregelt wird.
Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. (1) Wenn der Bundespräsident voraus-

sichtlich länger als 20 Tage verhindert ist, seine
Funktionen auszuüben, so hat ,der Hauptausschuß
des Nationalrates eine oder mehrere Personen zu
wählen, die für die Dauer der Verhinderung des
Bundespräsidenten seine Funktionen ausüben.
Der Hauptausschuß hat entweder gleichzeitig
mit der Wahl oder in einem besonderen Wahl-
verfahren für jeden der Gewählten einen Ersatz-
mann zu bestellen, der im Falle der Verhinderung
des Gewählten an seine Stelle tritt.

(2) Die zu Wählenden müssen nicht dem Natio-
nalrat angehören; die Bestimmung des Artikels 60,
Abs. (3), des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung von 1929 findet sinngemäß Anwendung.

§ 2. Alle Bestimmungen des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und son-
stige Rechtsvorschriften über den Bundespräsi-
denten sind auf die gemäß § 1 gewählten Per-
sonen anzuwenden.

§ 3. (1) Sind mehrere Personen gewählt, so
bestimmt der Hauptausschuß, welche von diesen
den Vorsitz führt.

(2) Die Gewählten geben sich ihre Geschäfts-
ordnung durch Beschluß.

§ 4. Bis zur Wahl durch den Hauptausschuß
des Nationalrates übt der Bundeskanzler die
Funktionen des Bundespräsidenten weiter aus.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut.
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85. Verordnung der Bundesregierung vom
18. Mai 1948 zur Durchführung des Ver-
botsgesetzes 1947 (Zweite Durchführungs-

verordnung zum Verbotsgesetz 1947).
Auf Grund des § 19, Abs. (1), lit. d, des Ver-

botsgesetzes 1947, wird verordnet:

§ 1.
Über den Rahmen eines Mittelbetriebes im

Sinne des Verbotsgesetzes 1947 gehen hinaus:
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§2.
(1) Unter Betriebsvermögen sind die Wir t -

schaftsgüter auf der Aktivseite de r Steuerbilanz
abzüglich der Posten der Wertberichtigung (das
sind die Abschreibungen ohne sonstige Rück-
stellung) z u verstehen. Das Betriebsvermögen
ist aus dem Durchschnitt de r Steuerjahre 1944
und 1945 zu errechnen.

(2) Als Beschäftigtenstand, gilt die Höchst-
beschäftigtenzahl i m Mona t Februar 1947,
soweit i n dieser Verordnung nichts anderes be-
stimmt ist. Unter Beschäftigten werden, soweit
in dieser Verordnung nichts anderes best immt
ist, alle i m Betrieb tatsächlich verwendeten Per-
sonen verstanden.

§ 3.
(1) Jedes Unternehmen ist in seiner Gesamt-

heit zu betrachten; mehrere im Inland1 befind-
liche Zweigniederlassungen und Betriebsstätten
sind zusammenzurechnen.

(2) Umfaßt ein Unternehmen verschiedene
Betriebe der im § 1 erfaßten Art oder setze sich
ein Unternehmen aus einem Betrieb der im § 1
erfaßten Art und aus einem anderen, dor t nicht
aufgezählten Betrieb, zusammen, so sind die
Bestimmungen dieser Verordnung anzuwenden,
wenn ein Betrieb der im § 1 erfaßten Ar t über
den Rahmen eines Mittelbetriebes hinausgeht.

§ 4.
In dieser Verordnung nicht namentlich an-

geführte Arten von Erzeugungs-, Gewinnungs-
und Verarbeitungsbetrieben sind jenen in der
Verordnung genannten Gruppen gleichzustellen,
mit denen sie verbandsmäßig in der Wirtschafts-
organisation verbunden sind.

§ 5.
In der Land- und Forstwirtschaft gehen über

den Rahmen eines Mittelbetriebes Unterneh-
mungen (Betriebe) hinaus, wenn sie einen Be-
schäftigtenstand aufweisen, der 50 ständige
Dienstnehmer erreicht.
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